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Dieter Fellinger nimmt zu dem Entwurf wie folgt Stellung:

Stellungnahme im Begutachtungsverfahren zum
Ministerialentwurf des Innenministeriums, mit dem das
Sicherheitspolizeigesetzes, das Bundesstraßen-
Mautgesetzes 2002, die Straßenverkehrsordnung 1960
und das Telekommunikationsgesetzes 2003 geändert
werden (326/ME)

Jede dieser folgenden, geplanten Maßnahmen sind ein unverhälnismäßiger
Eingriff in die Grundrechte der Bürger, teuer und nicht zielführend, weil
haupsächlich "normale" Bürger betroffen sind. Kriminelle können viele dieser
Maßnahmen so umgehen, dass die gewünschte Verfolgung ohnehin nicht
möglich ist.

Netzsperren

Ich bin definitiv gegen eine Einführung von Netzsperren in §17 Abs 1a TKG-E.

Diese Art der Zensur untergräbt das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung
und objektive Informationsbeschaffung und ist ein unverhältnismäßiges Mittel
mit enormen Missbrauchspotential. Die Entscheidung, auf welche Inhalte
zugegriffen werden kann oder ob mein Datenverkehr manipuliert wird, darf
kein Internetprovider treffen. Der Entwurf lässt es gänzlich ungeregelt, ob,
wann, wie, warum oder wie lange welche Inhalte zensiert werden. Darüber
hinaus ist das Sperren von Inhalten kein geeignetes Mittel, um Probleme mit
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Pornographie, gewaltverherrlichenden Darstellungen oder strafrechtlich
relevanten Urheberrechtsverletzungen im Internet zu lösen.

Vorratsdatenspeicherung für Videoüberwachung und

Autobahnüberwachung

Ich bin gegen die Vernetzung von Videoüberwachung nach § 53 Abs. 5 SPG-E
und gegen die Vorratsdatenspeicherung von Videoüberwachung für 2 Wochen
mittels einfachem Bescheid nach § 93a SPG-E und die Videoüberwachung im
Straßenverkehr und die aus § 54 Abs. 4b SPG-E und §19a Abs. 1a BStMG-E
resultierende Erfassung und Verarbeitung des Lenkers, des Kennzeichens, der
Marke, des Typs und der Farbe des Fahrzeuges durch Sicherheitsbehörden.

Es handelt sich bei diesen Maßnahmen um einen unverhältnismäßigen
Eingriff in die Grundrechte aller Personen, die in dieser Zeit von der
jeweiligen Kamera erfasst werden! Alle erfassten Personen werden unter
Generalverdacht gestellt, was eindeutig gegen die Grundrechte verstößt.

Quick freeze

Ich bin gegen die Neuauflage der Vorratsdatenspeicherung in Form von Quick
Freeze nach § 99 Abs. 1a bis 1f TKG-E.

Auf Anordnung der Staatsanwaltschaft soll ein Telekombetreiber künftig
wieder Vorratsdaten für bis zu ein Jahr speichern müssen. Somit kann diese
Überwachungsmaßnahme eingesetzt werden noch bevor ein Gericht
zugestimmt hat, da der Entwurf nach § 99 Abs. 1b TKG-E erst bei der
Beauskunftung der Daten, aber nicht bei der Speicherung auf Vorrat eine
gerichtliche Bewilligung vorsieht. Jedoch wird bereits durch die Speicherung,
in Grundrechte eingegriffen, nicht erst durch die Beauskunftung.

Im Arbeitsprogramm der Regierung fand sich hier noch eine Pflicht,
fälschlicherweise überwachte Personen beim Abschluss der Maßnahme über
ihre Überwachung zu informieren. Diese Verpflichtung findet sich nicht im
Entwurf, stattdessen kann der Betroffene offenbar lediglich ein
Auskunftsbegehren nach Datenschutzrecht stellen, was in keiner Weise ein
Ersatz wäre.

Die Kosten für diese Form der Voratsdatenspeicherung den Providern
umzuhängen ist ebenfalls sehr kritisch zu sehen. Besonders kleine Provider
wären davon unverhältnismäßig betroffen!

Abschaffung von anonymen SIM-Karten

Ich bin gegen die verpflichtende Registrierung der Käufer von Prepaid-
Wertkarten nach § 97 Abs. 1a TKG-E.

Kriminelle können diese Maßnahme leicht mit ausländischen SIM-Karten oder
gratis verfügbaren, anonymen Messaging-Diensten umgehen. Für die
Mehrzahl der Nutzerinnen und Nutzer in Österreich fällt jedoch eine weitere
Möglichkeit weg, anonym zu kommunizieren. Damit werden 4,5 Millionen
Nutzerinnen und Nutzer unter Generalverdacht gestellt. Der äußerst
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zweifelhafte Nutzen für die Bekämpfung von Kriminalität steht einem Eingriff
in das Recht aller Österreicherinnen und Österreicher, frei und unbeobachtet
zu kommunizieren, gegenüber. Das lässt diese Maßnahme nicht
verhältnismäßig erscheinen.

Des Weiteren wird durch diese Maßnahme die aufblühende Szene der
günstigen virtuellen Mobilfunkbetreiber geschwächt und somit der
Wettbewerb. Wenige dieser Diskonter besitzen aktuell die Infrastruktur, beim
Kauf einer SIM-Karte die Identität ihrer Käufer zu überprüfen.
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